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  Ausgabe Nr. 2/2013 (2. Quartal 2013)  

  

Sehr geehrte Mandantin,  
sehr geehrter Mandant,  

nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und Wirtschaftsrecht für Sie 
zusammengestellt. 

 

 GESETZGEBUNG 

Grundfreibetrag steigt 

Der steuerfreie Grundfreibetrag wird angehoben. Dies 
haben Bundestag und Bundesrat kürzlich mit Verabschie-
dung des Vermittlungsvorschlags zum Gesetz zum Abbau 
der kalten Progression beschlossen. 

Hintergrund: Der Grundfreibetrag soll sicherstellen, dass 
das zur Bestreitung des verfassungsrechtlich garantierten 
Existenzminimums benötigte Einkommen nicht durch Steu-
ern gemindert wird. Nach dem Willen des Gesetzgebers 

wird der Grundfreibetrag für Erwachsene nun in zwei 
Schritten erhöht: 

n in 2013 um 126 €, 
n in 2014 um weitere 224 €. 

Damit steigt der Grundfreibetrag für das Existenzminimum 
für 2013 auf 8.130 €, für 2014 auf 8.354 €. Es bleibt jeweils 
beim Eingangssteuersatz von 14 Prozent.  

Hinweis: Das mit dem Gesetz zum Abbau der kalten Pro-
gression ebenfalls verfolgte Ziel, den Tarifverlauf im Be-
reich der Progressionszonen im gleichen prozentualen 
Ausmaß anzupassen, wurde im Laufe des Gesetzge-
bungsverfahrens nicht umgesetzt. 
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 STEUERRECHT 
 

Unternehmer 

Pauschalsteuer für Geschenke 
Geschenke erhalten bekanntlich die Freundschaft – und 
stärken die Kundenbeziehung. Damit aus der schönen 
Überraschung keine böse wird, übernimmt üblicherweise 
der Schenkende die Versteuerung der Präsente – in der 
Regel in Form der Pauschalbesteuerung. 

Ob der Unternehmer auch kleinere Geschenke bis zu ei-
nem Wert von 40 € (inklusive Umsatzsteuer) versteuern 
muss, war bisher umstritten. Die Oberfinanzdirektion Frank-
furt hat nun mit einer Rundverfügung für Klarheit gesorgt. 
Ab sofort soll eine für Arbeitnehmer geltende Begünstigung 
auch für Zuwendungen an Dritte gelten – also zum Beispiel 
an Kunden. Hiernach müssen Aufmerksamkeiten (Sachzu-
wendungen aus Anlass eines besonderen persönlichen 
Ereignisses, wie Geburtstag oder Jubiläum), deren Wert 
inklusive Umsatzsteuer unter 40 € liegt, nicht mehr mit in 
die Bemessungsgrundlage der Pauschalsteuer einbezogen 
werden. 

Damit entfällt künftig die Pauschalsteuer bei Kleinstge-
schenken, wie einem Blumenstrauß zum Geburtstag eines 
Kunden. Diese Handhabung schafft Rechtssicherheit für 
die Fälle, in denen das Wahlrecht zur Pauschalsteuer nicht 
ausgeübt wurde. Die Finanzverwaltung dürfte bei Betriebs-
prüfungen künftig jedenfalls keine Kontrollmitteilungen 
mehr veranlassen. 

Hinweis: Nach Angabe des Deutschen Steuerberaterver-
bands sind diese Erleichterungen bundesweit abgestimmt. 
Auch ist eine Änderung des entsprechenden Anwendungs-
schreibens zur Pauschalbesteuerung vorgesehen. Mit einer 
Veröffentlichung sei vorerst jedoch nicht zu rechnen. 

Investitionsabzugsbetrag bei 
Betriebsgründungen 
Bei einer Betriebsgründung ist für die Bildung eines Investi-
tionsabzugsbetrags zwar keine verbindliche Bestellung bis 
zum 31. 12. erforderlich. Jedoch genügt es nicht, wenn der 
Unternehmer bis zum Jahresende lediglich unverbindlich 
Angebote eingeholt hat, die Investition tatsächlich aber erst 
rund zwei Jahre später durchführt. 

Hintergrund: Unternehmer können für künftige Investitio-
nen gewinnmindernd einen Investitionsabzugsbetrag in 
Höhe von 40 % der künftigen Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten bilden. Bei Betriebsgründungen fordert die 
Finanzverwaltung eine verbindliche Bestellung des Wirt-
schaftsguts am Bilanzstichtag. 

Streitfall: Der Kläger gab in seiner Steuererklärung für 
2007 an, einen Betrieb für Solarstrom gründen zu wollen, 
und machte einen Investitionsabzugsbetrag in Höhe von 
150.000 € geltend. Dabei verwies er auf drei Angebote von 

Photovoltaikanlagen-Herstellern aus Mai 2007. Die Solar-
strom-Anlagen erwarb er in den Jahren 2009 und 2010. 
Das Finanzamt erkannte den Investitionsabzugsbetrag 
nicht an, da eine Bestellung zum 31. 12. 2007 nicht erfolgt 
war. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) verwies die 
Sache an das Finanzgericht der ersten Instanz (FG) zu-
rück. Das FG muss nun folgende Grundsätze beachten: 

n Zwar ist bei Betriebsgründungen eine verbindliche 
Bestellung bis zum 31. 12. des Jahres, in dem der In-
vestitionsabzugsbetrag gebildet wird, nach dem Ge-
setzeswortlaut nicht erforderlich. 

n Das Gesetz fordert lediglich eine Investitionsabsicht. 
An die Prüfung der Investitionsabsicht sind bei einer 
Betriebsgründung aber strenge Anforderungen zu 
stellen. Ansonsten könnte nämlich jeder Steuerpflich-
tige behaupten, einen Betrieb gründen zu wollen und 
seine Steuer durch einen Investitionsabzugsbetrag 
mindern. Dabei gelten für die Prüfung der Investiti-
onsabsicht folgende Grundsätze: 

n Allein unverbindliche Kostenvoranschläge reichen 
nicht aus. 

n Die künftige Entwicklung, insbesondere die Durchfüh-
rung der geplanten Investition, kann durchaus zu-
gunsten des Steuerpflichtigen berücksichtigt werden, 
wenn die bis zum 31. 12. zutage getretenen Umstän-
de keine sichere Beurteilung der Investitionsabsicht 
erlauben. Die Investitionsabsicht ist daher zu bejahen, 
wenn die vor dem 31. 12. geführten Verhandlungen 
über die Anschaffung des Wirtschaftsguts nach dem 
31. 12. zur Investition führen und der zeitliche Ab-
stand zwischen den Verhandlungen und der Investiti-
on einschließlich der erforderlichen Zwischenschritte 
den üblichen zeitlichen Rahmen nicht überschreitet. 

n Für eine Investitionsabsicht spricht ferner, wenn der 
Steuerpflichtige vor dem 31. 12. bereits selbst und 
endgültig mit Aufwendungen belastet ist, um die be-
reits in Gang gesetzte Betriebseröffnung in absehba-
rer Zeit verwirklichen zu können. 

Folge: Der Kläger konnte lediglich drei Kostenvoranschläge 
aus Mai 2007 vorweisen. Wäre die Investition Anfang 2008 
erfolgt, hätte dies steuerlich ausgereicht. Der Erwerb der 
Solarstrom-Anlagen in den Jahren 2009 und 2010 erfolgte 
aber in zu großem zeitlichem Abstand zu den Angeboten. 
Das FG muss nun prüfen, aus welchen Gründen es zu der 
zeitlichen Verzögerung gekommen ist und welche Zwi-
schenschritte zur Umsetzung der Investition der Kläger in 
der Zwischenzeit unternommen hatte. 

Hinweise: Der BFH hat zwar nun erneut der Auffassung der 
Finanzverwaltung widersprochen, indem er eine verbindli-
che Bestellung bei Betriebsgründungen für nicht erforder-
lich hält. Aus dem aktuellen Urteil wird aber deutlich, dass 
die Investitionsabsicht nicht ohne Weiteres anzunehmen, 
sondern gründlich zu prüfen ist. Je größer der zeitliche 
Abstand zwischen den Kostenvoranschlägen und der ei-
gentlichen Investition ist, desto eher spricht dies gegen 
eine Investitionsabsicht. Dabei ist zu beachten, dass der 
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Steuerpflichtige die Beweislast für die Investitionsabsicht 
trägt. 

Absenkung der betrieblichen Nutzung 
eines PKW unter 10 % führt nicht zur 
Zwangsentnahme 
Die Zuordnung von Wirtschaftsgütern zur Betriebs- oder 
Privatsphäre erfolgt in einer Dreiteilung nach der betriebli-
chen Nutzung wie folgt:  

n beträgt sie mehr als 50 %, handelt es sich um not-
wendiges Betriebsvermögen, 

n bei einer betrieblichen Nutzung bis zu 10 % liegt not-
wendiges Privatvermögen vor. 

n Bei einer betrieblichen Nutzung dazwischen kann der 
Unternehmer wählen, welchem Bereich er es zuord-
nen will (sog. gewillkürtes Betriebsvermögen). Die 
Wahl erfolgt durch den Ausweis in der Buchführung. 

Die Grundsätze gelten auch für einen PKW. Beträgt die 
betriebliche Nutzung im Jahr der Anschaffung mehr als 
10 % und wird er dem gewillkürten Betriebsvermögen zu-
geordnet, wird er nicht deshalb in späteren Jahren notwen-
diges Privatvermögen, weil die betriebliche Nutzung unter 
10 % sinkt. Er kann weiter als Betriebsvermögen behandelt 
werden. 

 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

Sachbezugswerte 2013 
Die amtlichen Sachbezugswerte wurden angepasst. Fol-
gende Werte sind seit dem 1. 1. 2013 zu berücksichtigen: 

n Mieten: 3,80 € pro Quadratmeter und Monat; 3,10 € 
pro Quadratmeter und Monat bei einfacher Ausstat-
tung der Wohnung (ohne Sammelheizung, Bad 
oder Dusche) 

n Unterkunft: 216 € pro Monat 
n Verpflegung: für alle Mahlzeiten 224 € pro Monat; 

Frühstück: 48 € pro Monat bzw. 1,60 € pro Kalender-
tag; Mittag- und Abendessen je 88 € pro Monat bzw. 
2,93 € pro Kalendertag. 

Beitragszuschuss für nicht krankenversi-
cherungspflichtige und für in der privaten 
Krankenversicherung versicherte Be-
schäftigte im Jahr 2013 
Beschäftigte, die freiwillig in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung oder in einer privaten Krankenversicherung 
(PKV) versichert sind, haben Anspruch auf einen Zuschuss 
des Arbeitgebers. Der Arbeitgeber hat dem freiwillig in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Arbeitneh-
mer einen Zuschuss in Höhe der Hälfte des Gesamtbei-
trags zu zahlen. 

Der Zuschuss für einen in einer privaten Krankenversiche-
rung versicherten Arbeitnehmer ist abhängig vom durch-
schnittlichen allgemeinen Beitragssatz der Krankenkassen, 
der weiterhin 14,6 % beträgt. Daraus errechnet sich für 
2013 ein monatlicher Zuschuss von maximal 287,44 € 
(14,6 % von 3.937,50 € Beitragsbemessungsgrenze = 
574,88 €; davon die Hälfte = 287,44 €). 

Sind die Bezüge niedriger, ist der Zuschuss entsprechend 
der obigen Berechnung zu ermitteln. Grundsätzlich darf 
aber nur die Hälfte des tatsächlich vom Arbeitnehmer ge-
zahlten Beitrags als Zuschuss gewährt werden. 

Hinweis: Der maximale Zuschuss des Arbeitgebers zur 
Pflegeversicherung in der PKV beträgt monatlich 40,36 €, 
in Sachsen 20,67 €. 

 

Alle Steuerzahler 

Änderung des Reisekostenrechts 
Das steuerliche Reisekostenrecht wird ab dem 1.1.2014 
vereinfacht und vereinheitlicht. So werden bei den Pau-
schalen für Verpflegungsmehraufwendungen die Min-
destabwesenheitszeiten verringert, sodass es statt bisher 
drei unterschiedlichen Abzugsbeträgen nur noch zwei gibt, 
nämlich 12 und 24 €. Für eintägige Dienstreisen ohne 
Übernachtung ab einer Abwesenheit von mehr als 
8 Stunden und für den An- und Abreisetag bei einer mehr-
tägigen Dienstreise können pauschal 12 € berücksichtigt 
werden. Bei einer mehrtägigen Dienstreise und einer 24-
stündigen Abwesenheit werden pauschal 24 € berücksich-
tigt. 

Für die Fahrten zur regelmäßigen Arbeitsstätte wird gesetz-
lich festgelegt, dass es höchstens noch eine regelmäßige 
Arbeitsstätte je Dienstverhältnis gibt. Welche von mehreren 
Arbeitsstätten das ist, wird durch den Arbeitgeber oder 
anhand quantitativer Elemente festgelegt. Aus der regel-
mäßigen Arbeitsstätte wird begrifflich die erste Tätigkeits-
stätte. 

Weitere Änderungen gibt es bei den Unterkunftskosten im 
Rahmen der doppelten Haushaltsführung sowie der vom 
Arbeitgeber zur Verfügung gestellten Verpflegung anläss-
lich einer auswärtigen beruflichen Tätigkeit. Beispielsweise 
können als Unterkunftskosten zukünftig die dem Arbeit-
nehmer tatsächlich entstehenden Aufwendungen für die 
Nutzung der Unterkunft oder Wohnung angesetzt werden, 
höchstens jedoch 1.000 € im Monat. Dieser Betrag umfasst 
alle für die Unterkunft oder Wohnung entstehenden Auf-
wendungen: z. B. Miete inklusive Betriebskosten, Miet- 
oder Pachtgebühren für Kfz-Stellplätze, auch in Tiefgara-
gen, Aufwendungen für Sondernutzung (z. B. Garten), die 
vom Arbeitnehmer selbst getragen werden. Damit entfällt 
die Prüfung der angemessenen Wohnungsgröße. 

 
Betreuungsgeld 
Eltern, die für ihre ein- bis zweijährigen Kinder keine öffent-
lich geförderte Betreuung in Anspruch nehmen, erhalten ab 
August 2013 100 €, ab 2014 150 € monatlich. Ein gleichzei-
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tiger Bezug von Elterngeld ist nicht möglich. Der Betrag 
wird auf Hartz-IV-Leistungen, Sozialhilfe und Kinderzu-
schlag angerechnet. Bezugsberechtigt sind Eltern, deren 
Kinder nach dem 31.7.2012 geboren sind. 

 

 ARBEITSRECHT 

Geltung des Kündigungsschutzgesetzes 
Bei der Berechnung der Betriebsgröße i. S. d. 
§ 23 Abs. 1 Satz 3 Kündigungsschutzgesetz (KSchG) sind 
auch im Betrieb beschäftigte Leiharbeitnehmer zu berück-
sichtigen, wenn sie hier dauerhaft eingesetzt werden. 

Hintergrund: Nach § 23 Abs. 1 Satz 3 KSchG gilt das Kün-
digungsschutzgesetz für nach dem 31. 12. 2003 eingestell-
te Arbeitnehmer nur in Betrieben, in denen in der Regel 
mehr als zehn Angestellte beschäftigt sind. 

Streitfall: Der Kläger arbeitete seit Juli 2007 bei der Beklag-
ten. Diese beschäftigte einschließlich des Klägers zehn 
eigene Arbeitnehmer. Im November 2009 kündigte die 
Beklagte das Arbeitsverhältnis zum Kläger fristgerecht. Mit 
seiner Kündigungsschutzklage machte dieser geltend, bei 
der Anzahl der im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer sei-
en auch die von der Beklagten eingesetzten Leiharbeit-
nehmer zu berücksichtigen – mit der Folge, dass das 
KSchG in seinem Fall anzuwenden ist. 

Entscheidung: Die Richter des Bundesarbeitsgerichts 
(BAG) sahen dies - im Gegensatz zu den Vorinstanzen - 
ebenso: 

n Es ist nicht auszuschließen, dass im Betrieb der Be-
klagten mehr als zehn Arbeitnehmer i. S. d. 
§ 23 Abs. 1 Satz 3 KSchG beschäftigt waren. Uner-
heblich ist, dass die in die Grenze möglicherweise 
einzubeziehenden Leiharbeiter nicht bei der Beklag-
ten angestellt waren.  

n Kleinbetriebe sind u.a. wegen ihrer meist geringen Fi-
nanzausstattung aus dem Anwendungsbereich des 
Kündigungsschutzgesetzes herausgenommen. Auch 
soll ihnen der Verwaltungsaufwand, den ein Kündi-
gungsschutzprozess mit sich bringt, erspart bleiben.  

n Diese mit § 23 Abs. 1 Satz 3 KSchG verfolgten Ziele 
rechtfertigen jedoch keine Unterscheidung danach, 
ob die regelmäßige Personalstärke des Betriebes auf 
dem Einsatz eigener oder dem entliehener Arbeit-
nehmer beruht. 

Hinweis: Der Senat hat die Sache zur neuen Verhandlung 
und Entscheidung an das Landesarbeitsgericht zurückver-
wiesen. Es steht noch nicht fest, ob die im Kündigungszeit-
punkt im Betrieb tätigen Leiharbeitnehmer „regelmäßig“ für 
den Betrieb tätig waren. Unabhängig vom Ausgang des 
Verfahrens werden mit dem Urteil die Rechte von Festan-
gestellten in kleineren Unternehmen durch die nunmehr 
mögliche Anwendung des Kündigungsschutzgesetzes 
gestärkt. 

 WIRTSCHAFTSRECHT 

Basiszinssatz sinkt 
Die Deutsche Bundesbank hat den neuen Basiszinssatz be-
rechnet. Er ist zum 1. 1. 2013 von 0,12 % um 
0,25 Prozentpunkte auf minus 0,13 % gesunken und erreicht 
damit erstmals einen negativen Wert. 

Hintergrund: Der Basiszinssatz wird jeweils zum 1. 1. und 
1. 7. angepasst und hat u. a. Bedeutung für die Berech-
nung von Verzugszinsen, die säumigen Schuldnern in 
Rechnung gestellt werden können. Die Höhe der Verzugs-
zinsen richtet sich wiederum danach, ob ein Verbraucher 
an einem Rechtsgeschäft beteiligt ist oder nicht. Im ersten 
Fall beträgt der gesetzliche Zinssatz beim Schuldnerverzug 
5 % über dem Basiszinssatz, bei Rechtsgeschäften zwi-
schen Unternehmern beträgt der Verzugszins 8 % über 
dem Basiszinssatz (§ 288 BGB). 

Damit betragen die Verzugszinsen ab 1. 1. 2013 

n zwischen Unternehmen 7,87 % pro Jahr, 

n bei Beteiligung von Verbrauchern  4,87 % pro Jahr. 
 

Positive Fortführungsprognose bleibt 
dauerhaft im Insolvenzrecht erhalten 
Unternehmen, die kurzfristig nicht über genügend Liquidität 
verfügen, sind dann vor einer Insolvenzantragspflicht ge-
schützt, wenn sie eine positive Fortführungsprognose ha-
ben, es sich nur um einen kurzfristigen Engpass handelt 
und sie mittelfristig wieder ausreichend liquide Mittel zur 
Verfügung haben werden. 

Dieser Ausnahmetatbestand war 2008 im Insolvenzrecht 
als Instrument zur Bekämpfung der Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise befristet bis Ende 2013 eingeführt worden. Der 
Gesetzgeber hat nunmehr beschlossen, die Befristung 
aufzuheben und damit dauerhaft zu dem ursprünglich noch 
aus der Konkursordnung stammenden Instrument zurück-
zukehren. 

Den Newsletter finden Sie auch auf unserer  
Homepage 

 
www.kanzleigruppe-weber.de 

 
zum Download. 

 
Gerne können Sie sich auch für den kostenlosen 

Newsletter anmelden. 
Sie erhalten die aktuelle Ausgabe dann direkt per 

Mail. 
 


